
Aktuelles aus der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung 02 | 2016

Daten für die Monate  
6/2016 bis 8/2016

↘↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
USt, LSt = 10.6.16, 11.7.16, 10.8.16
ESt, KSt = 10.6.16
GewSt, GrundSt = 15.8.16*

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
USt, LSt = 13.6.16, 14.7.16, 15.8.16*
ESt, KSt = 13.6.16
GewSt, GrundSt = 18.8.16*

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

*�In Bayern (bei Gemeinden mit über­
wiegend katholischer Bevölkerung) 
und im Saarland ist der 15.8.16 ein 
Feiertag. Somit verschieben sich hier 
die Fälligkeit und die Zahlungsschon­
frist auf den folgenden Tag.

↘↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 6/16 = 28.6.16
Fälligkeit Beiträge 7/16 = 27.7.16
Fälligkeit Beiträge 8/16 = 29.8.16

↘↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/15 8/15 11/15 3/16
+ 0,3 % + 0,2 % + 0,4 % + 0,3 %

Für Unternehmer

Finanzministerium rudert zurück: Doch keine  
Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen

|  Das Bundesfinanzministerium hat sein viel diskutiertes Schreiben zur Gewinn­
realisierung bei Abschlagszahlungen aus 2015 aufgehoben. Damit gilt wieder die 
alte (bewährte) Rechtslage, wonach bei Abschlagszahlungen grundsätzlich noch 
keine Gewinnrealisierung eintritt.  |

Der Bundesfinanzhof hatte Mitte 2014 
Folgendes entschieden: Ermitteln Inge-
nieure oder Architekten ihren Gewinn 
mittels Bilanzierung, tritt die Gewinnre-
alisierung bei Planungsleistungen nicht 
erst mit der Abnahme oder Stellung der 
Honorarschlussrechnung ein, sondern 
bereits dann, wenn der Anspruch auf 
Abschlagszahlung nach § 8 Abs. 2 HOAI 
(alte Fassung) entstanden ist.

Nach einem Schreiben des Bundes­
finanzministeriums sollten die Urteils­
grundsätze nicht nur für die inzwischen 
neu gefasste HOAI, sondern auch für 
Abschlagszahlungen nach § 632a BGB 
gelten, sodass auch andere Branchen 
(z. B. das Handwerk) betroffen gewesen 
wären. Trotz Übergangsregelung war 
die Kritik groß, sodass die Verwaltung 
das Schreiben nun aufgehoben hat.

Nach der neuen Verwaltungsanweisung 
fallen Gewinnrealisierungen nur für  

Abschlagszahlungen im Sinne des § 8 
Abs. 2 HOAI (alte Fassung) an, die bis 
zum 17.8.2009 vertraglich vereinbart 
wurden. Für diese Fälle wird es nicht 
beanstandet, wenn die Grundsätze der 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
erstmalig im Wirtschaftsjahr angewen­
det werden, das nach dem 23.12.2014 
beginnt (= Datum der Veröffentlichung 
des Urteils im Bundessteuerblatt). 

Zur Vermeidung von Härten kann der 
aus der erstmaligen Anwendung der 
Grundsätze resultierende Gewinn 
gleichmäßig verteilt werden: entweder 
auf das Wirtschaftsjahr der erstmaligen 
Anwendung und das folgende Wirt­
schaftsjahr oder auf das Wirtschaftsjahr 
der erstmaligen Anwendung und die 
beiden folgenden Wirtschaftsjahre.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 15.3.2016, Az. IV 
C 6 - S 2130/15/10001, unter www.iww.de, Ab-
ruf-Nr. 146648; BFH-Urteil vom 14.5.2014, Az. 
VIII R 25/11
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Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeld für volljährige Kinder: Finanzverwaltung 
äußert sich zum Abschluss einer Berufsausbildung

|  Nach Abschluss einer ersten Berufsausbildung oder eines Erststudiums erhalten 
Eltern für volljährige Kinder nur noch dann Kindergeld, wenn die Kinder nicht voll 
erwerbstätig sind. Der Frage, wann eine Erstausbildung abgeschlossen ist, kommt 
demnach entscheidende Bedeutung zu. Dazu gab es zuletzt zahlreiche interessante 
Gerichtsentscheidungen. Inwiefern die Verwaltung diese Urteile anwendet, lässt 
sich einem aktuellen Schreiben des Bundesfinanzministeriums entnehmen.  |

Zum Hintergrund

Volljährige Kinder, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben und

•• eine Ausbildung absolvieren,

•• sich in einer Übergangszeit von 
max. vier Monaten zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten befinden,

•• mangels Ausbildungsplatz eine 
Ausbildung nicht beginnen oder 
fortsetzen können oder

•• ein freiwilliges soziales oder ökolo-
gisches Jahr oder einen anderen 
Freiwilligendienst leisten 

werden bis zum Abschluss einer erst-
maligen Berufsausbildung oder eines 
Erststudiums berücksichtigt. Danach 
nur dann, wenn sie keiner Erwerbstä-
tigkeit nachgehen. 

Beachten Sie  | Eine Erwerbstätigkeit 
mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger wö-
chentlicher Arbeitszeit, ein Ausbil-
dungsdienstverhältnis oder ein gering-
fügiges Beschäftigungsverhältnis sind 
unschädlich.

Sichtweise der Finanzverwaltung

Nach dem Schreiben der Finanzverwal-
tung liegt eine Erstausbildung vor, 
wenn kein anderes durch einen berufs-
qualifizierenden Abschluss beendetes 
Studium bzw. keine andere abgeschlos-
sene nichtakademische Berufsausbil-
dung vorangegangen sind. Dabei 
kommt es auf den Abschluss der Aus-
bildung an. Ein Wechsel des Studien-
gangs ohne vorherigen Abschluss wäre 
somit unschädlich. 

Eine erstmalige Berufsausbildung oder 
ein Erststudium sind grundsätzlich ab-
geschlossen, wenn sie das Kind zur 
Aufnahme eines Berufs befähigen. Ist 
allerdings aufgrund objektiver Beweis-

anzeichen erkennbar, dass das ange-
strebte Berufsziel noch nicht erreicht 
wurde, kann auch eine weiterführende 
Ausbildung noch als Teil der Erstausbil-
dung gelten, wenn 

•• diese sachlich (z. B. dieselbe Be-
rufssparte oder derselbe fachliche 
Bereich) und 

•• zeitlich (zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt) mit der Erstausbildung 
zusammenhängt. 

Das Bundesfinanzministerium schreibt 
hier deutlich, dass es sich erst dann um 
eine Weiterbildung oder Zweitausbil-
dung handelt, wenn das von Kind und 
Eltern bestimmte Berufsziel erreicht 
ist. Hier ist also gute Argumentation 
und Nachweisführung gefragt. 

Beachten Sie  | Kritisch sind vor allem 
Masterstudiengänge. Bislang sah die 
Finanzverwaltung die Berufsbefähi-
gung mit dem Bachelor als abgeschlos-
sen an, der Master wurde als Zweitaus-
bildung gewertet. Der Bundesfinanzhof 
hat das anders gesehen: Ist ein Master-
studium inhaltlich und zeitlich auf den 
vorherigen Bachelorstudiengang abge-
stimmt, zählt er noch zur Erstausbil-
dung. Diese Entscheidung wendet nun 
auch die Finanzverwaltung an und geht 
bei konsekutiven Masterstudiengän-
gen an einer inländischen Hochschule 
von einem engen sachlichen Zusam-
menhang aus. 

PRAXISHINWEIS  | Da unter Umstän-
den auch in sonstigen zeitnah an-
schließenden Ergänzungs- und Auf-
baustudien ein einheitliches Erststu-
dium gesehen werden kann, sollten 
die steuerlichen Vergünstigungen für 
(weiter)studierende Kinder immer be-
antragt werden – außer wenn es sich 
um einen offensichtlich anderen, 
zweiten Studiengang handelt. 

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 8.2.2016, Az. IV 
C 4 - S 2282/07/0001-01, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146411

Für alle Steuerpflichtigen

Elterngeld kann  
außergewöhnliche  
Belastung mindern

|  Unterhaltsleistungen können im Ver-
anlagungszeitraum 2016 unter gewis-
sen Voraussetzungen bis zu 8.652 EUR 
als außergewöhnliche Belastungen ab-
gezogen werden. Der Höchstbetrag ist 
um die eigenen Einkünfte und Bezüge 
der unterhaltenen Person zu kürzen, 
soweit diese einen anrechnungsfreien 
Betrag von 624 EUR übersteigen. Zu 
solchen Einkünften gehört nach den 
Urteilen der Finanzgerichte Münster 
und Sachsen auch das gesamte Eltern-
geld, das die unterstützte Person be-
zieht – also auch der Sockelbetrag von 
300 EUR monatlich.  |

Beachten Sie  |  Die Finanzgerichte hat-
ten die Revision zugelassen. Da diese 
aber in beiden Fällen nicht eingelegt 
wurde, sind die Urteile rechtskräftig.

Quelle  |  FG Münster, Urteil vom 26.11.2015, 
Az. 3 K 3546/14 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
146723; FG Sachsen, Urteil vom 21.10.2015, Az. 2 
K 1175/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146566

Für Unternehmer

Vorsteuerabzug: Frist für  
Zuordnung endet am 31.5. 
|  Der Vorsteuerabzug bei nicht nur un-
ternehmerisch genutzten Gegenstän-
den (z. B. Fotovoltaikanlagen) setzt eine 
zeitnahe Zuordnung zum Unterneh-
mensvermögen voraus. Wurde die Zu-
ordnung bei der Umsatzsteuer-Voran-
meldung nicht dokumentiert, ist sie 
spätestens bis zur gesetzlichen Abgabe-
frist für Steuererklärungen (31.5. des 
Folgejahres) gegenüber dem Finanzamt 
zu erklären. Fristverlängerungen für die 
Abgabe der Steuererklärungen verlän-
gern die Dokumentationsfrist nicht.  |

PRAXISHINWEIS  |  Wurden gemischt 
genutzte Gegenstände in 2015 erwor-
ben und ist noch keine Zuordnungsent-
scheidung erfolgt, dann sollte dem Fi-
nanzamt die Zuordnung mit einem 
formlosen Schreiben angezeigt wer-
den, wenn absehbar ist, dass dem Fi-
nanzamt die Jahreserklärung 2015 
nicht bis zum 31.5.2016 vorliegen wird. 

Quelle  |  Abschnitt 15.2c Abs. 16 Umsatzsteuer-
Anwendungserlass 
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Für Vermieter

Keine anschaffungsnahen Herstellungskosten bei 
Beseitigung nachträglich eingetretener Schäden

|  Aufwendungen des Vermieters zur Beseitigung von Schäden, die der Mieter nach 
Erwerb einer Eigentumswohnung verursacht hat, sind keine anschaffungsnahen 
Herstellungskosten. Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf kön-
nen die Aufwendungen sofort als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung abgezogen werden.  |

Hintergrund: Anschaffungsnahe Her-
stellungskosten liegen vor, wenn inner-
halb von drei Jahren nach Anschaffung 
des Gebäudes Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen durchge-
führt werden, deren Nettoaufwendungen 
15 % der Gebäude-Anschaffungskosten 
übersteigen. In diesem Fall können die 
Aufwendungen nicht sofort, sondern nur 
über die Gebäudeabschreibung (regel-
mäßig 50 Jahre) berücksichtigt werden.

◼◼ Sachverhalt

Eine Steuerpflichtige erwarb in 2007 
eine Eigentumswohnung, die sich in 
einem mangelfreien Zustand befand. 
Zugleich übernahm sie das Mietver-
hältnis. In der Folge kam es zu einer 
gerichtlichen Auseinandersetzung mit 
der Mieterin. In 2008 wurde das Miet-
verhältnis gekündigt. Die Mieterin hin-
terließ die Wohnung in einem beschä-
digten Zustand (eingeschlagene Schei-
ben, Schimmelbefall etc.). Zur Scha-
denbeseitigung wandte die Steuer-
pflichtige in 2008 ca. 17.000 EUR (netto) 
auf, die sie als sofort abzugsfähige 
Werbungskosten behandelte. Hinge-
gen vertrat das Finanzamt die Auffas-
sung, es handele sich um anschaf-
fungsnahe Herstellungskosten, da die 
15 %-Grenze überschritten wurde.

Nach Ansicht des Finanzgerichts Düs-
seldorf liegen trotz Überschreitung der 
15 %-Grenze keine anschaffungsnahen 
Herstellungskosten vor. Der Gesetzes-
begründung lassen sich keine Anhalts-
punkte dafür entnehmen, dass der Ge-
setzgeber Aufwand zur Beseitigung von 
Schäden nach dem Erwerb habe erfas-
sen wollen. Dagegen sprächen auch 
systematische Gründe. So könne in Fäl-
len, in denen es – wie im Streitfall – zu 
einem Substanzverlust komme, auch 
eine Absetzung für außerordentliche 
Abnutzung beansprucht werden, die 
auch zu einem sofortigen Abzug führe. 

Ferner gebiete die mit der Regelung 
bezweckte Verwaltungsvereinfachung 
keine Qualifizierung derartiger Aufwen-
dungen als anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten. 

PRAXISHINWEIS  | Die Revision wurde 
zugelassen, da höchstrichterlich noch 
nicht entschieden ist, ob Aufwendun-
gen zur Beseitigung nachträglicher 
Schäden anschaffungsnahe Herstel-
lungskosten auslösen können.

Quelle  |  FG Düsseldorf, Urteil vom 21.1.2016, 
Az. 11 K 4274/13 E, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 146556

Für Kapitalanleger

Verluste aus dem Verfall 
von Optionen sind  
berücksichtigungsfähig

|  Der Bundesfinanzhof hat – entgegen 
der Ansicht des Bundesfinanzministeri-
ums – entschieden, dass Verluste aus 
dem Verfall von Optionen die Einkünfte 
aus Kapitalvermögen mindern können.  |

◼◼ Sachverhalt

In den Streitfällen hatten Privatanleger 
jeweils Aktien- und Indexoptionen er-
worben. Der Kurs der Wertpapiere und 
Aktienindizes entwickelte sich jedoch 
nicht wie erwartet. Schließlich wurden 
die Optionen nach dem Ende der Lauf-
zeit als wertlos aus den Wertpapierde-
pots der Anleger ausgebucht. Den 
Wertverlust machten die Steuerpflich-
tigen bei ihren Einkünften aus Kapital-
vermögen steuerlich geltend – und 
zwar zu Recht, wie der Bundesfinanz-
hof befand.

Dabei ist es unerheblich, ob der Anle-
ger aufgrund der Option auch den zu-
grunde liegenden Basiswert erwirbt 
oder ob er einen sich aus dem Options-
geschäft ergebenen Unterschiedsbe-
trag in bar ausgleicht. Der Bundesfi-
nanzhof betrachtet die Anschaffung der 
Option und den Ausgang des Options-
geschäfts als Einheit. Die Steuerpflich-
tigen dürfen den Wertverlust demzu-
folge mit anderen Einkünften aus Kapi-
talvermögen verrechnen und steuerlich 
nutzen.

Quelle  |  BFH-Urteile vom 12.1.2016, Az. IX R 
48/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 184146; Az. 
IX R 49/14, Abruf-Nr. 184147; Az. IX R 50/14, 
Abruf-Nr. 184148

Für Arbeitnehmer

Neue Verwaltungsanweisung zur ermäßigten  
Besteuerung von Entlassungsentschädigungen

|  Die ermäßigte Besteuerung von Entlassungsentschädigungen setzt grundsätz-
lich voraus, dass die Abfindung zusammengeballt in einem Veranlagungszeit-
raum (VZ) zufließt. Der Zufluss von zwei Teilbeträgen in unterschiedlichen VZ ist 
(ausnahmsweise) unschädlich, wenn sich die Teilzahlungen im Verhältnis zuein-
ander eindeutig als Haupt- und Nebenleistung darstellen und die Nebenleistung 
geringfügig ist. Infolge der aktuellen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs hat 
das Bundesfinanzministerium nun seine Verwaltungsanweisung überarbeitet.  |

Danach liegt eine geringfügige Zahlung 
vor, wenn sie nicht mehr als 10 % der 
Hauptleistung beträgt (bislang galt eine 
5 %-Grenze). Darüber hinaus kann eine 
Zahlung unter Berücksichtigung der 
konkreten individuellen Steuerbelas-

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre: Steuertipps 
für behinderte Menschen 
und Ruheständler

|  Das Finanzministerium Nordrhein-
Westfalen hat seine Broschüre „Steuer-
tipps für Menschen mit besonderen Be-
dürfnissen aufgrund einer Behinderung 
und für Menschen im Ruhestand“ aktu-
alisiert.  |

Die Broschüre (Stand Februar 2016) 
kann unter www.iww.de/sl1837 kosten-
frei heruntergeladen werden.

tung als geringfügig anzusehen sein, 
wenn sie niedriger ist als die tarifliche 
Steuerbegünstigung der Hauptleistung.

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 4.3.2016, Az. IV 
C 4 - S 2290/07/10007:031, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146538
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Für Unternehmer

Bundesfinanzhof  
begrenzt den  
Vorsteuerabzug für 
Unternehmensgründer 

|  Der Gesellschafter einer noch zu 
gründenden GmbH kann im Hinblick 
auf eine beabsichtigte Unternehmens­
tätigkeit der GmbH nur dann zum Vor-
steuerabzug berechtigt sein, wenn der 
Leistungsbezug durch den Gesellschaf-
ter bei der GmbH zu einem Investitions­
umsatz führen soll. Dies hat der Bun-
desfinanzhof entschieden.  |

◼◼ Sachverhalt

Ein Arbeitnehmer wollte über eine von 
ihm zu gründende GmbH eine unter-
nehmerische Tätigkeit aufnehmen. Die 
GmbH sollte die Betriebsmittel einer 
anderen Firma im Rahmen eines Un-
ternehmenskaufs erwerben. Obwohl 
die GmbH-Gründung und der Unter-
nehmenskauf letztlich unterblieben, 
machte der Arbeitnehmer den Vor-
steuerabzug für die von ihm bezoge-
nen Beratungsleistungen geltend. 

Während das Finanzgericht Düssel-
dorf dieser Ansicht folgte, versagte 
der Bundesfinanzhof schließlich den 
Vorsteuerabzug. 

Die Entscheidung

Maßgeblich ist die rechtliche Eigen­
ständigkeit der GmbH. So wäre der Ar-
beitnehmer zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt gewesen, wenn er beabsichtigt 
hätte, das Unternehmen selbst zu kau-
fen, um es als Einzelunternehmer zu 
betreiben. 

Als Gesellschafter einer – noch zu 
gründenden – GmbH bestand kein 
Recht auf Vorsteuerabzug. Zwar kann 
auch ein Gesellschafter den Vorsteuer-
abzug beanspruchen, wenn er Vermö-
gensgegenstände erwirbt, um diese auf 
die GmbH zu übertragen (Investitions­
umsatz). So kommt ein Vorsteuerabzug 
beispielsweise in Betracht, wenn er ein 
Grundstück erwirbt und dann in die 
GmbH einlegt. Demgegenüber waren 
die Beratungsleistungen im Streitfall 
nicht übertragbar.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 11.11.2015, Az. V R 
8/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 184493

Für alle Steuerpflichtigen

Ist die Höhe des Kinderfreibetrags verfassungswidrig?

|  In einem Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes hat das Finanzgericht Nie-
dersachsen die Auffassung vertreten, dass die Kinderfreibeträge verfassungswid­
rig zu niedrig sind. Es ist zu erwarten, dass sich nun der Bundesfinanzhof mit 
dieser Thematik befassen muss.  |

Hintergrund: Die Entscheidung ist bei 
der Einkommensteuerfestsetzung für 
diejenigen Steuerpflichtigen bedeutsam, 
für die der Abzug der Kinderfreibeträge 
günstiger ist als das Kindergeld. Bei der 
Festsetzung des Solidaritätszuschlags 
betrifft es alle Steuerpflichtigen mit Kin-
dern, da bei der Festsetzung des Solida-
ritätszuschlags die Kinderfreibeträge 
abgezogen werden (auch wenn das Kin-
dergeld günstiger ist).

Die Bundesregierung hatte das sächli-
che Existenzminimum eines Kindes im 
Veranlagungszeitraum (VZ) 2014 mit 
4.440 EUR festgestellt und angekün-
digt, zur verfassungsgerechten Besteu-
erung werde der Kinderfreibetrag von 
4.368 EUR um 72 EUR für den VZ 2014 
angehoben. Diese Ankündigung hat der 
Gesetzgeber jedoch nicht umgesetzt. Da 
die Kinderfreibeträge erst ab dem VZ 
2015 angehoben worden sind, sind sie 
nach Meinung des Finanzgerichts Nie-
dersachsen für den VZ 2014 zu niedrig. 

Das Finanzgericht geht aber noch einen 
Schritt weiter und sieht die Höhe des 
Kinderfreibetrags generell als zu nied­
rig an. Denn der Gesetzgeber berück-
sichtigt lediglich ein durchschnittliches 
Existenzminimum von 258 EUR pro Mo-
nat, das unter dem Sozialleistungsan-
spruch eines sechsjährigen Kindes (Re-
gelsatz 2014: monatlich 261 EUR) liegt. 

Zudem moniert das Finanzgericht, dass 
der Gesetzgeber für ein volljähriges 
Kind keine Ermittlungen zur Höhe des 
Existenzminimums angestellt hat, son-
dern den Satz für minderjährige Kinder 
anwendet.

PRAXISHINWEIS  | Nach Auffassung 
des Finanzgerichts umfasst die vor-
läufige Festsetzung der Einkommen-
steuer und des Solidaritätszuschlags 
hinsichtlich der Höhe der Kinderfrei-
beträge die Verfassungsmäßigkeit des 
um 72 EUR zu niedrigen Kinderfreibe-
trags im VZ 2014 und – auch für andere 
VZ – der Höhe des Kinderfreibetrags 
nach dem durchschnittlichen Exis-
tenzminimum nicht. Denn diese Fra-
gen sind bislang nicht Gegenstand  
eines Verfahrens bei dem Gerichtshof 
der Europäischen Union, dem Bun-
desverfassungsgericht oder einem 
obersten Bundesgericht. Demzufolge 
ist ein Einspruch zu erwägen, wobei 
einem Antrag auf Aussetzung der Voll-
ziehung für die Fälle des VZ 2014 
grundsätzlich zu entsprechen ist. Dies 
ergibt sich aus dem neuen Vorläufig-
keitskatalog des Bundesfinanzminis-
teriums. 

Quelle  |  FG Niedersachsen, Beschluss vom 
16.2.2016, Az. 7 V 237/15, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146625; Mitteilung des FG Nieder-
sachsen vom 23.2.2016; BMF-Schreiben vom 
11.4.2016, Az. IV A 3 - S 0338/07/10010

Für GmbH-Gesellschafter

Arbeitszeitkonto für Gesellschafter-Geschäftsführer 
führt zur verdeckten Gewinnausschüttung

|  Mit dem Aufgabenbild eines GmbH-Geschäftsführers ist es nicht vereinbar, dass 
er durch die Führung eines Arbeitszeitkontos auf seine unmittelbare Entlohnung 
zugunsten später zu vergütender Freizeit verzichtet. Da ein ordentlicher und gewis-
senhafter Geschäftsleiter mit einem Fremdgeschäftsführer kein Arbeitszeit- oder 
Zeitwertkonto vereinbaren würde, liegt eine verdeckte Gewinnausschüttung vor.  |

mittelbare Entlohnung zugunsten spä-
ter zu vergütender Freizeit nicht verein-
bar. Ansonsten würde es zu einer mit 
der Organstellung nicht vereinbaren 
Abgeltung von Überstunden kommen.
Quelle  |  BFH-Urteil vom 11.11.2015, Az. I R 
26/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 184745

Der Bundesfinanzhof begründet seine 
Entscheidung mit der Allzuständigkeit 
des GmbH-Geschäftsführers, die ihn 
verpflichtet, Arbeiten auch dann zu erle-
digen, wenn sie außerhalb der üblichen 
Arbeitszeiten oder über diese hinaus 
anfallen. Damit ist ein Verzicht auf un-



– 5 –� Im Mai 2016

Für GmbH-Gesellschafter

Pensionsrückstellungen: 
Neue Abzinsungsregeln

|  Das Gesetz zur Umsetzung der Wohn
immobilienkreditrichtlinie und zur Än-
derung handelsrechtlicher Vorschriften 
ist in Kraft. Besonders relevant ist die 
Anpassung von Bewertungsparame­
tern für Pensionsrückstellungen, wo-
durch der anhaltenden Niedrigzinssitu-
ation Rechnung getragen werden soll.  |

Der bei der Bewertung anzuwendende 
Zins wurde bislang aus dem durch-
schnittlichen Marktzins der letzten sie-
ben Jahre ermittelt. Mit jedem Prozent­
punkt, den die Zinsen fallen, erhöhen 
sich die Pensionsrückstellungen um 
etwa 15 bis 20 %. Der niedrige Rech-
nungszins führt, so das Institut der 
Wirtschaftsprüfer, daher zu überhöhten 
Pensionsrückstellungen.

Die Neuregelungen lassen sich wie 
folgt zusammenfassen:

•• Der Referenzzeitraum für die Er-
mittlung des Diskontierungszins-
satzes wurde von sieben auf zehn 
Jahre verlängert. Dadurch werden 
in die Berechnung drei „Hochzins-
jahre“ einbezogen, weshalb der 
Rechnungszins nach neuem Recht 
höher sein wird. Sollte die Niedrig-
zinsphase jedoch anhalten, wird 
sich die Entlastung im Wesentli-
chen auf die Jahre bis Ende 2018 
konzentrieren.

•• Bewertungsgewinne, die durch die 
Neuregelung entstehen, stehen 
nicht für Ausschüttungen zur Ver-
fügung. 

•• Bei den sonstigen Rückstellungen 
mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr bleibt der Ermittlungs-
zeitraum bei sieben Jahren.

Beachten Sie  |  Die neue Berechnungs-
systematik ist am 17.3.2016 (dem Tag 
nach der Verkündung im Bundesgesetz-
blatt) in Kraft getreten. Sie gilt erstmals 
für Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2015 enden. Es besteht aber ein 
Wahlrecht, wonach die Neuregelung 
auch für Abschlüsse für das Geschäfts­
jahr 2015 angewandt werden darf.

Quelle  |  Gesetz zur Umsetzung der Wohnim-
mobilienkreditrichtlinie und zur Änderung 
handelsrechtlicher Vorschriften vom 11.3.2016, 
BGBl I 2016, S. 396; IDW, Mitteilung vom 27.1.2016

Für alle Steuerpflichtigen

Bundesregierung legt einen Gesetzentwurf zur 
Modernisierung des Besteuerungsverfahrens vor

|  Die Bundesregierung möchte das Besteuerungsverfahren modernisieren und hat 
hierzu einen Gesetzentwurf beschlossen. Das Gesetz soll weitestgehend zum 
1.1.2017 in Kraft treten. Da die begleitenden Maßnahmen aber eine gewisse Vorlauf-
zeit und entsprechende Investitionen erfordern, soll die Umsetzung schrittweise bis 
zum Jahr 2022 erfolgen.  |

Das Gesetz sieht viele Einzelmaßnah­
men vor, die im Folgenden auszugsweise 
dargestellt werden.

Ausbau der elektronischen  
Kommunikation 

Für Unternehmen ist die elektronische 
Steuererklärung schon derzeit ver-
bindlich. Für den „privaten Steuer-
pflichtigen“ soll dieser Weg weiterhin 
nicht verbindlich vorgeschrieben wer-
den. Es wird aber angestrebt, den Anteil 
der elektronischen Kommunikation auf 
freiwilliger Basis zu steigern. Ferner 
soll es möglich sein, nicht nur die Steu-
ererklärung selbst, sondern auch die 
dazu gehörenden Belege und Erläute­
rungen elektronisch zu übermitteln. 

Bei der im Jahr 2014 eingeführten vor­
ausgefüllten Steuererklärung soll der 
Umfang der angebotenen Daten, die der 
Finanzverwaltung durch elektronische 
Mitteilungen Dritter oder aus eigener 
Erkenntnis bereits bekannt sind, erwei-
tert werden. 

Beachten Sie  |  Dabei sind die Eintra-
gungen für die Steuerpflichtigen auch 
künftig nicht bindend. Nach der Prüfung 
können sie übernommen oder durch zu-
treffende Daten ersetzt werden. 

Automationsgestützte Bearbeitung 
der Steuererklärungen

Damit sich die Finanzbeamten auf die 
wirklich prüfungsbedürftigen Fälle kon-
zentrieren können, soll die ausschließ­
lich automationsgestützte Bearbeitung 
von dazu geeigneten Steuererklärungen 
verstärkt werden. Dies soll ermöglicht 

werden durch den Einsatz von IT-ge-
stützten Verfahren unter Berücksichti-
gung von Risikomanagementsystemen.

Reduzierte Belegvorlage

Steuerpflichtige sollen künftig weniger 
Belege mit der Steuererklärung einrei-
chen müssen. Dies betrifft z. B. die Zu-
wendungsbestätigung für Spenden. 

Beachten Sie  |  Der Erhalt einer Spen-
denquittung soll für den steuermin-
dernden Abzug aber nach wie vor er-
forderlich sein. Der Steuerpflichtige 
muss sie allerdings nicht mehr mit der 
Steuererklärung einreichen, sondern 
erst nach Anforderung des Finanzamts 
vorlegen.

Verlängerung der Steuer­
erklärungsfristen

Wurde die Steuererklärung von einem 
Steuerberater erstellt, dann sieht der 
Gesetzentwurf für deren Abgabe eine 
gesetzliche Fristverlängerung bis zum 
28. Februar des Zweitfolgejahres vor. 
Allerdings soll die Verlängerung vorbe-
haltlich einer Vorabanforderung oder 
einer Kontingentierung gelten. 

Diese Fristverlängerung wird von Neu­
regelungen zum Verspätungszuschlag 
begleitet. Danach soll der Verspä-
tungszuschlag künftig in bestimmten 
Fällen festgesetzt werden, ohne dass 
hierfür ein Ermessensspielraum be-
steht oder es einer Ermessensent-
scheidung bedarf.

Quelle  |  Gesetz zur Modernisierung des Be-
steuerungsverfahrens, Gesetzentwurf der 
Bundesregierung vom 3.2.2016, BT-Drs. 18/7457

Für alle Steuerpflichtigen

Broschüre mit Steuertipps für Steuerzahler
|  Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat in einer umfangreichen Bro-
schüre zahlreiche Steuertipps zusammengestellt (Stand Februar 2016). Die Bro-
schüre kann unter www.iww.de/sl1823 kostenfrei heruntergeladen werden.  |
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Für alle Steuerpflichtigen

Zumutbare Belastung  
bei Krankheitskosten: 
Nun muss das Bundes­
verfassungsgericht 
entscheiden

|  Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
ist es verfassungsrechtlich nicht gebo-
ten, bei der Berücksichtigung von 
Krankheitskosten als außergewöhnli-
che Belastung auf den Ansatz einer zu-
mutbaren Belastung (abhängig vom Ge-
samtbetrag der Einkünfte, Familienstand 
und Zahl der Kinder) zu verzichten. End-
gültig entschieden ist diese Frage aber 
noch nicht, denn die unterlegenen Steu-
erpflichtigen haben Verfassungsbe-
schwerde eingelegt, die beim Bundes-
verfassungsgericht anhängig ist.  |

PRAXISHINWEIS  |  Nach dem aktua-
lisierten Vorläufigkeitskatalog des 
Bundesfinanzministeriums ergehen 
Einkommensteuerbescheide in Bezug 
auf den Abzug einer zumutbaren Be-
lastung bei der Berücksichtigung von 
Aufwendungen für Krankheit oder 
Pflege als außergewöhnliche Belas-
tung weiterhin vorläufig.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 
33/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182782; 
BFH-Urteil vom 2.9.2015, Az. VI R 32/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 182808; Verfassungs-
beschwerde anhängig unter: Az. 2 BvR 180/16; 
BMF-Schreiben vom 11.4.2016, Az. IV A 3 - S 
0338/07/10010

Für Kapitalanleger

Abgeltungsteuer:  
Zum Werbungskosten­
abzugsverbot für  
Aufwendungen 
|  Das mit Einführung der Abgeltung-
steuer seit 2009 geltende Werbungskos-
tenabzugsverbot ist nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs verfassungskonform. 
Dies gilt selbst dann, wenn die Wer-
bungskosten ab 2009 anfallen, aber Ka-
pitalerträge bis Ende 2008 betreffen.  |

Es bleibt also dabei, dass grundsätzlich 
nur ein Sparer-Pauschbetrag (801 EUR 
bzw. 1.602 EUR bei zusammen veran-
lagten Ehegatten) abziehbar ist.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 9.6.2015, Az. VIII R 
12/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183672

Für Vermieter

Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung  
des Mietwohnungsneubaus

|  Der Mietwohnungsneubau soll steuerlich gefördert werden. Dies ergibt sich aus 
einem aktuellen Gesetzentwurf, der Sonderabschreibungen für die Anschaffung 
oder Herstellung neuer Mietwohnungen im unteren und mittleren Preissegment in 
festgelegten Fördergebieten vorsieht. Hintergrund ist, dass in Ballungsgebieten oft 
bezahlbare Wohnungen fehlen.  |

Die wesentlichen Eckpunkte lassen 
sich wie folgt zusammenfassen:

•• Begünstigt ist die Anschaffung oder 
Herstellung neuer Gebäude oder 
Eigentumswohnungen, soweit sie 
mindestens zehn Jahre nach der 
Anschaffung oder Herstellung zu 
Wohnzwecken entgeltlich überlas-
sen werden. Ein Verstoß gegen die 
Nutzungsvoraussetzung führt inso-
weit zur rückwirkenden Versagung 
der Sonderabschreibung.

•• Zusätzlich zur „regulären“ Ab-
schreibung können im Jahr der 
Anschaffung/Herstellung und im 
darauf folgenden Jahr jeweils bis 
zu 10 % sowie im darauf folgenden 
dritten Jahr bis zu 9 % der An-
schaffungs- oder Herstellungs-
kosten (maximal 2.000 EUR je m² 
Wohnfläche) als Sonderabschrei-
bungen steuermindernd geltend 
gemacht werden.

•• Die Förderung ist auf Neubauten 
beschränkt, deren Baukosten ma-
ximal 3.000 EUR je m² Wohnfläche 
betragen. Gefördert werden jedoch 
nur maximal 2.000 EUR je m² 
Wohnfläche.

•• Die Subvention soll in Ballungsge-
bieten gelten, in denen preiswerte 
Wohnungen fehlen. Dies sind sol-

che Gebiete, in denen laut Wohn-
geldverordnung die Mietenstufen 
IV bis VI vorliegen (siehe hierzu  
z.  B. unter: www.wohngeld.org/
mietstufe.html). Darüber hinaus 
werden Gebiete mit Mietpreis-
bremse und mit abgesenkter Kap-
pungsgrenze einbezogen.

•• Die Förderung ist zeitlich befristet. 
Das heißt, die Bauantragstellung 
bzw. Bauanzeige muss zwischen 
dem 1.1.2016 und dem 31.12.2018 
erfolgen. Eine Sonderabschreibung 
kann letztmalig für den Veranla-
gungszeitraum 2022 erfolgen. Ab 
2023 ist sie auch dann nicht mehr 
möglich, wenn der vorgesehene Ab-
schreibungszeitraum noch nicht ab-
gelaufen ist.

Beachten Sie  |  Die Regierung stuft das 
Vorhaben als eilbedürftig ein, sodass 
mit einer Verabschiedung zeitnah zu 
rechnen ist. Dennoch bleibt abzuwarten, 
ob im Gesetzgebungsverfahren noch 
Änderungen erfolgen. Ferner kann das 
Gesetz erst in Kraft treten, wenn die EU-
Kommission die erforderliche beihilfe-
rechtliche Genehmigung erteilt hat.

Quelle  |  Gesetz zur steuerlichen Förderung 
des Mietwohnungsneubaus, Gesetzentwurf 
der Bundesregierung vom 5.2.2016, Drs. 67/16; 
Gegenäußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrats vom 7.4.2016, 
BT-Drs. 18/8044

Für alle Steuerpflichtigen

Schulverpflegung keine haushaltsnahe Dienstleistung 

|  Die Kosten für das Schulessen sind nicht als haushaltsnahe Dienstleistung be-
günstigt. Dies hat jüngst das Finanzgericht Sachsen entschieden.  |

Aufwendungen für die Verpflegung von 
Kindern sind bereits durch das Kinder-
geld bzw. den Kinderfreibetrag abge-
golten. Ferner handelt es sich bei der 
Schulverköstigung nicht um eine Leis-
tung, die im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit dem Privathaus-
halt erbracht wird.

Beachten Sie  |  Das Finanzgericht hat 
die Revision nicht zugelassen. Der un-
terlegende Steuerpflichtige hat aber 
Nichtzulassungsbeschwerde beim Bun-
desfinanzhof eingelegt.

Quelle  |  FG Sachsen, Urteil vom 7.1.2016, Az. 
6 K 1546/13, NZB BFH Az. III B 20/16, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 146413
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Für Unternehmer

Kassenführung:  
Übergangsregelung  
für alte Registrierkassen 
endet am 31.12.2016

|  Eine ordnungsgemäße Buchführung 
setzt auch eine ordnungsgemäße Kas-
senführung voraus. Derzeit ist es unter 
bestimmten Voraussetzungen noch un-
problematisch, EDV-Registrierkassen 
ohne Einzelaufzeichnungen und ohne 
Datenexportmöglichkeit einzusetzen. 
Aber nicht mehr lange: Denn diese 
Kassen dürfen nur noch bis Ende 2016 
eingesetzt werden.  |

Für elektronische Registrierkassen gilt 
grundsätzlich eine Einzelaufzeich-
nungspflicht. Ein Schreiben der Finanz-
verwaltung vom 26.11.2010 sieht jedoch 
für EDV-Registrierkassen ohne Einzel-
aufzeichnung und ohne Datenexport-
möglichkeit Erleichterungen vor, wenn 
diese nicht mit Softwareanpassungen 
und Speichererweiterungen aufgerüs-
tet werden können. Dieses Zugeständ-
nis der Finanzverwaltung endet zum 
31.12.2016, sodass diese Geräte nicht 
mehr lange einsetzbar sind. 

Beachten Sie  |  Die Erleichterungen 
werden nur gewährt, wenn die Anforde-
rungen der ersten Kassenrichtlinie (vgl. 
das Schreiben des Bundesfinanzminis-
teriums vom 9.1.1996) vollumfänglich 
beachtet werden. Ziel dieser Richtlinie 
war es, den Unternehmer von der Auf-
bewahrung von Registrierkassenstrei-
fen zu befreien. Da aber auch die Über-
prüfungsmöglichkeit in Außenprüfun-
gen erhöht werden sollte, fordert die 
Verwaltung nicht nur die Aufbewahrung 
von Z-Bons. Darüber hinaus sind u. a. 
auch die Organisationsunterlagen sowie 
alle weiteren im Rahmen des Tagesab-
schlusses abgerufenen Ausdrucke der 
Registrierkasse aufzubewahren.

PRAXISHINWEIS  |  Sofern Steuer-
pflichtige noch alte Registrierkassen 
einsetzen, ist dringend zu empfehlen, 
in eine „finanzamtssichere Kasse“ zu 
investieren. EDV-Registrierkassen mit 
Einzelaufzeichnungen und Datenex-
portmöglichkeit sowie PC-Kassensys-
teme sind bereits für unter 1.000 EUR 
erhältlich. 

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 26.11.2010, Az. 
IV A 4 - S 0316/08/10004-07; BMF-Schreiben 
vom 9.1.1996, Az. IV A 8 - S 0310 - 5/95

Für Personengesellschaften

Bundesfinanzhof erleichtert gewinnneutrale Realteilung

|  Eine gewinnneutrale Realteilung einer Personengesellschaft kann nach der 
neuen Sichtweise des Bundesfinanzhofs auch dann vorliegen, wenn ein Mitunter-
nehmer unter Übernahme eines Teilbetriebs ausscheidet und die Gesellschaft von 
den verbliebenen Mitunternehmern fortgesetzt wird.  |

Hintergrund

Nicht selten kommt es bei Gesellschaf-
tern nach jahrelanger guter und erfolg-
reicher Zusammenarbeit zum Streit. 
Ist dieser nicht mehr zu kitten und wird  
die Gesellschaft aufgelöst, führt die 
Betriebsaufgabe für die Gesellschafter 
grundsätzlich zu einer Gewinnrealisa-
tion. Dies kann durch eine sogenannte 
Realteilung verhindert werden, bei der 
die bisherigen Gesellschafter das Be-
triebsvermögen der Gesellschaft unter 
sich aufteilen und es bei ihnen Be-
triebsvermögen bleibt. 

Gesellschaft kann fortgesetzt werden

Bislang setzte die Realteilung die Be-
endigung der Gesellschaft voraus. Hie-
ran hält der Bundesfinanzhof unter 
Aufgabe seiner bisherigen Rechtspre-
chung aber nicht mehr fest. Eine Real-
teilung bezweckt nämlich, wirtschaft-

lich sinnvolle Umstrukturierungsvor-
gänge steuerlich nicht zu belasten, 
wenn die Besteuerung stiller Reserven 
sichergestellt ist. Und dies trifft nicht 
nur auf die Auflösung einer Gesell-
schaft zu, sondern auch auf das Aus-
scheiden eines Gesellschafters. 

Beachten Sie  |  Eine Teilbetriebsüber-
tragung ist grundsätzlich auch insoweit 
gewinnneutral, als dem übernomme-
nen Teilbetrieb vor dem Ausscheiden 
des Gesellschafters erhebliche liquide 
Mittel zugeordnet wurden. Der aus-
scheidende Gesellschafter erzielt aber 
(wie im Streitfall) einen Veräußerungs-
gewinn, wenn ihm daneben eine Rente 
zugesagt wird, die aus künftigen Erträ-
gen der fortbestehenden Gesellschaft 
oder dem Vermögen der Gesellschafter 
zu leisten ist und sich nicht als betrieb-
liche Versorgungsrente darstellt.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 17.9.2015, Az. III R 
49/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146459

Für Unternehmer

Kein ermäßigter Umsatzsteuersatz von 7 % bei  
der Online-Ausleihe von E-Books

|  Umsätze mit digitalen oder elektronischen Sprachwerken (wie z. B. E-Books) 
unterliegen nicht dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs gilt die Steuersatzermäßigung nur für Bücher 
auf physischen Trägern. Handelt es sich demgegenüber um eine elektronisch er-
brachte Dienstleistung, ist der Regelsteuersatz (19 %) anzuwenden.  |

Der Bundesfinanzhof berief sich in sei-
ner Entscheidung insbesondere auf das 
Unionsrecht und lehnte eine Steuer-
satzermäßigung für elektronisch er-
brachte Dienstleistungen – wie das 
Überlassen oder die Vermietung digi-
talisierter Bücher – ab. Darüber hinaus 
verneinte er eine steuersatzermäßigte 
Einräumung von Rechten im Sinne des 
Urheberrechtsgesetzes.

Der Streitfall betraf die Online-Ausleihe 
digitalisierter Sprachwerke (E-Books). 
Auch wenn der Bundesfinanzhof hierü-
ber aktuell nicht zu entscheiden hatte, 
dürfte davon auszugehen sein, dass die 

Lieferung von E-Books ebenfalls dem 
Regelsteuersatz unterliegt.

Beachten Sie  |  Die Koalition hatte zu 
Beginn der Legislaturperiode im Koali-
tionsvertrag vereinbart, die Steuer-
satzermäßigung auf E-Books, E-Paper 
und andere elektronische Informati-
onsmedien auszuweiten. Dies erfordert 
aber eine Änderung im europäischen 
Mehrwertsteuerrecht, zu der es noch 
nicht gekommen ist.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 3.12.2015, Az. V R 
43/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183671; 
BFH, PM Nr. 14 vom 10.2.2016
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Für Unternehmer

Blockheizkraftwerke: Erweiterte Übergangsregel 
für Zwecke des Investitionsabzugsbetrags
|  Nach neuer Verwaltungsmeinung ist ein Blockheizkraftwerk (BHKW) kein selbst-
ständiges bewegliches Wirtschaftsgut mehr, sondern ein wesentlicher Bestandteil 
des Gebäudes. Ausgenommen sind BHKW, die als Betriebsvorrichtung gelten. Be-
reits im letzten Jahr hatte die Verwaltung eine Übergangsregel geschaffen, die nun 
für in 2013 oder 2014 gebildete Investitionsabzugsbeträge (IAB) erweitert wurde.  |

Da BHKW nicht mehr als bewegliche 
Wirtschaftsgüter gelten, entfällt der 
steuermindernde IAB (bis zu 40 % der 
Anschaffungskosten). Ferner können 
die Anschaffungskosten nicht mehr 
über zehn Jahre abgeschrieben wer-
den. Anzusetzen ist die (längere) für Ge-
bäude geltende Nutzungsdauer.  

Aus Vertrauensschutzgründen können 
BHKW, die vor dem 31.12.2015 ange-
schafft, hergestellt oder verbindlich be-
stellt worden sind, weiter als bewegliche 
Wirtschaftsgüter behandelt werden. Das 
Wahlrecht ist im Rahmen der Einkom-
mensteuerveranlagung oder des Fest-
stellungsverfahrens für den Veranla-
gungszeitraum 2015 auszuüben. 

Wurde ein IAB in 2013 oder 2014 gewinn-
mindernd abgezogen und fand eine In-
vestition bis Ende 2015 nicht statt, hätte 
die neue Sichtweise zur Folge, dass der 
IAB (inkl. Verzinsung) rückgängig zu ma-
chen wäre. Um dieses Ergebnis für 2016 
zu vermeiden, können BHKW nach der 
auf Bund-Länder-Ebene erfolgten Ab-
stimmung für diese Fälle weiter als 
selbstständige bewegliche Wirtschafts-
güter behandelt werden, wenn sie bis 
zum 31.12.2016 angeschafft oder her-
gestellt werden. Das Wahlrecht ist mit 
der Veranlagung für den Zeitraum 2016 
auszuüben.
Quelle  |  BayLfSt, Verfügung vom 11.1.2016, Az. 
S 2240.1.1-6/7 St 32, unter www.iww.de, Abruf-
Nr. 146376

Für Unternehmer

Vorlage an das Bundes-
verfassungsgericht:  
Ist die Zinsschranke 
verfassungswidrig?

|  Der Bundesfinanzhof hat dem Bundes-
verfassungsgericht die Frage vorgelegt, 
ob die Abzugsbeschränkung für Zins
aufwendungen (Zinsschranke) gegen 
den allgemeinen Gleichheitssatz ver-
stößt und somit verfassungswidrig ist.  |

Zum Hintergrund

Betrieblich veranlasste Zinsaufwen-
dungen sind grundsätzlich als Be-
triebsausgaben abziehbar. Durch die 
Zinsschranke kommt es aber zu einer 
Abzugsbeschränkung. Danach sind 
Zinsaufwendungen abziehbar in Höhe 
des Zinsertrags, darüber hinaus nur bis 
zur Höhe des verrechenbaren EBITDA. 
Der nichtabziehbare Aufwand ist regel-
mäßig in die folgenden Wirtschaftsjahre 
vorzutragen.

Beachten Sie  |  Die Zinsschranke ist je-
doch unter gewissen Voraussetzungen 
nicht anzuwenden. Zum Beispiel be-
steht eine Freigrenze (negativer Zins-
saldo beträgt weniger als 3 Mio. EUR), 
die insbesondere kleinen und mittleren 
Unternehmen zugutekommt. 

Sichtweise des Bundesfinanzhofs

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
verletzt die Zinsschranke das Gebot der 
folgerichtigen Ausgestaltung des Er-
tragsteuerrechts nach Maßgabe der 
finanziellen Leistungsfähigkeit des 
Steuerpflichtigen. Sie missachtet das 
objektive Nettoprinzip, da nicht mehr 
das Nettoeinkommen der Besteuerung 
zugrunde gelegt wird.

Beachten Sie  |  Bereits in 2013 hatte 
der Bundesfinanzhof Zweifel an der 
Verfassungskonformität der Zins-
schranke geäußert. Dazu hatte das 
Bundesfinanzministerium jedoch einen 
Nichtanwendungserlass angeordnet. 
Die Finanzverwaltung begründete dies 
insbesondere mit den „Gefahren für die 
öffentlichen Haushalte.“

Quelle  |  BFH, Beschluss vom 14.10.2015, Az. I R 
20/15, anhängig: BVerfG, Az. 2 BvL 1/16, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 183681; BFH, Beschluss 
vom 18.12.2013, Az. I B 85/13; BMF-Schreiben 
vom 13.11.2014, Az. IV C 2 - S 2742-a/07/10001 :009

Für Arbeitgeber

Zum Betriebsausgabenabzug für Bewirtungskosten 
bei Betriebsveranstaltungen 

|  Aufwendungen für die Bewirtung von Arbeitnehmern im Rahmen einer Betriebs-
veranstaltung sind unbeschränkt als Betriebsausgaben abzugsfähig. Werden bei 
einer Betriebsveranstaltung auch Geschäftsfreunde bewirtet, greift für diese Kos-
ten eine Abzugsbeschränkung, nach der nur 70 % der Aufwendungen steuerlich ab-
zugsfähig sind. Das hat das Finanzministerium Schleswig-Holstein klargestellt.  |

Außerhalb einer Betriebsveranstaltung 
gilt Folgendes: Nehmen Arbeitnehmer 
an einer geschäftlich veranlassten Be-
wirtung von Kunden oder Geschäfts-
partnern teil, gilt die Beschränkung des 

Betriebsausgabenabzugs auf 70 % auch 
für ihren Anteil an der Bewirtung.

Quelle  |  FinMin Schleswig-Holstein, Kurzinfo 
vom 26.11.2015, Nr. 2015/16, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146004

Für Arbeitnehmer

Übungsleiter: 14 Wochenstunden noch nebenberuflich 

|  Ein Übungsleiterfreibetrag (2.400 EUR jährlich) setzt u. a. voraus, dass die Tätigkeit 
nebenberuflich ausgeübt wird. Sie darf – bezogen auf das Kalenderjahr – nicht mehr 
als ein Drittel der Arbeitszeit eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch neh-
men. Nach einem Erlass der Senatsverwaltung für Finanzen in Berlin sind Tarifun-
terschiede bei Ermittlung der Ein-Drittel-Grenze aus Vereinfachungsgründen unbe-
achtlich. Bei einer maximalen regelmäßigen Wochenarbeitszeit von 14 Stunden 
kann pauschalierend von einer nebenberuflichen Tätigkeit ausgegangen werden.  | 

Ist im Einzelfall nachweisbar, dass die 
tarifliche Arbeitszeit höher ist, sind auch 
mehr als 14 Stunden zulässig.

Quelle  |  SenFin Berlin, Runderlass ESt Nr. 
342 vom 18.12.2015, Az. III B - S 2506 - 1/2014 - 2, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146360
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Für GmbH-Gesellschafter

Auch die Unternehmergesellschaft (haftungs­
beschränkt) muss ihren Jahresabschluss offenlegen

|  Auch eine Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) ist verpflichtet, ihren 
Jahresabschluss offenzulegen. Dies hat das Oberlandesgericht Köln klargestellt.  |

Zum Hintergrund: Offenlegungspflich-
tige Gesellschaften (insbesondere AG, 
GmbH und GmbH & Co. KG) müssen 
ihre Jahresabschlüsse spätestens 
zwölf Monate nach Ablauf des betref-
fenden Geschäftsjahres beim Bundes-
anzeiger elektronisch einreichen.

Im Streitfall ging es um die Festsetzung 
eines Ordnungsgeldes in Höhe von 
2.500 EUR wegen Nichteinreichung der 
Rechnungslegungsunterlagen einer 
Unternehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt). Die Gesellschaft rügte im 
Kern, dass die Anwendung der für „Ka-
pitalgesellschaften“ geltenden Vor-
schriften auf sie als Unternehmerge-
sellschaft (haftungsbeschränkt) gegen 
den Grundsatz „nulla poena sine lege“ 
(keine Strafe ohne Gesetz) verstoße. 

Die Rechtsbeschwerde hatte vor dem 
Oberlandesgericht Köln aber keinen  

Erfolg. Denn nach Ansicht des Oberlan-
desgerichts ist die Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschränkt) nur eine 
schlichte Variante und Unterform der 
GmbH und gerade keine eigene Rechts-
form. Dies kommt, so das Gericht, auch 
in der Vorschrift des § 5a GmbHG hinrei-
chend deutlich zum Ausdruck.

PRAXISHINWEIS  |  Vielfach wird es 
sich bei einer Unternehmergesell-
schaft (haftungsbeschränkt) um eine 
kleine oder kleinste Kapitalgesell-
schaft handeln, sodass Offenlegungs-
erleichterungen bestehen. Zum Bei-
spiel können kleinste Kapitalgesell-
schaften ihre Publizitätsverpflichtung 
durch dauerhafte Hinterlegung der Bi-
lanz erfüllen. 

Quelle  |  OLG Köln, Beschluss vom 3.11.2015, 
Az. 28 Wx 12/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
146709 

Für Arbeitnehmer

Aufwendungen für Besuchsfahrten eines Ehepartners 
sind keine Werbungskosten

|  Aufwendungen für Besuchsfahrten eines Ehepartners zur auswärtigen Tätig­
keitsstätte des anderen Ehepartners sind nach einer Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs nicht als Werbungskosten abziehbar.  |

Eine berufliche Veranlassung ist auch 
dann nicht gegeben, wenn der Arbeit-
nehmer eine Fahrt zur Wohnung selbst 
nicht durchführen kann, weil seine An-
wesenheit am auswärtigen Tätigkeits-
ort aus dienstlichen Gründen erforder-
lich ist. Der Ersatzcharakter der Fahrt 
als solcher vermag die berufliche Ver-
anlassung der an sich privaten Fahrt 
des Ehepartners nicht zu begründen.

Der Bundesfinanzhof ließ indes offen, ob 
in besonders gelagerten Ausnahme­
fällen die Notwendigkeit, private Dinge 
durch einen Besuch beim auswärts täti-
gen Ehepartner zu regeln, in einem sol-
chen Maße beruflich veranlasst sein 
kann, dass private Veranlassungsbei-
träge dahinter zurücktreten. Im Streit-
fall handelte es sich jedenfalls um typi­
sche Wochenendreisen, für die kein 
Werbungskostenabzug in Betracht kam.

PRAXISHINWEIS  |  Bereits im Jahr 
2011 hatte der Bundesfinanzhof zur 
doppelten Haushaltsführung ent-
schieden, dass keine Werbungskosten 
vorliegen, wenn der den doppelten 
Haushalt führende Ehegatte die wö-
chentliche Familienheimfahrt aus pri-
vaten Gründen nicht durchführt und 
stattdessen der andere Ehegatte zum 
Beschäftigungsort reist. 

Angesichts der aktuellen Entschei-
dung zur Auswärtstätigkeit ist zu er-
warten, dass wohl auch der Kostenab-
zug für eine umgekehrte Familien-
heimfahrt nur in absoluten Ausnah-
mefällen möglich ist.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 22.10.2015, Az. VI R 
22/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182819; 
BFH, Beschluss vom 2.2.2011, Az. VI R 15/10

Für Arbeitgeber

Ersatz für rechtswidrig 
erbrachte Mehrarbeit  
als Arbeitslohn

|  Eine Ausgleichszahlung für (rechts­
widrig) erbrachte Mehrarbeit ist als 
Leistung zu werten, die der Arbeitneh-
mer für die Zurverfügungstellung sei-
ner individuellen Arbeitskraft erhalten 
hat. Sie ist deshalb durch das Dienst­
verhältnis veranlasst. Dies hat das 
Finanzgericht Münster entschieden.  |

Im Kern geht es bei der steuerlichen 
Bewertung um die Frage, ob derartige 
Leistungen eher Entlohnungscharak-
ter haben (dann Arbeitslohn) oder in 
rechtlicher Hinsicht geleistet werden, 
weil der Arbeitgeber schuldhaft seine 
Pflichten gegenüber dem Arbeitneh-
mer verletzt hat (dann nicht steuerba­
rer Schadenersatz). 

◼◼ Sachverhalt

Ein Feuerwehrmann erhielt von seiner 
Arbeitgeberin einen Ausgleich von rund 
15.000 EUR, weil er – entgegen den ge-
setzlichen Bestimmungen – in 2002 bis 
2007 teilweise mehr als 48 Stunden wö-
chentlich gearbeitet hatte. Die Berech-
nung des Betrags erfolgte in Anlehnung 
an das Gesetz über die Mehrarbeit von 
Feuerwehrleuten. Das Finanzamt er-
fasste die Zahlung als Arbeitslohn und 
unterwarf diesen als Vergütung für 
mehrere Jahre dem ermäßigten Steu-
ersatz. Der Feuerwehrmann war je-
doch der Ansicht, dass es sich um nicht 
steuerbaren Schadenersatz handele, 
der auf der schuldhaften Verletzung 
von Arbeitgeberpflichten beruhe. 

Das Finanzgericht wies die Klage des 
Feuerwehrmanns ab, da das auslösende 
Moment nicht die Verletzung von Arbeit-
geberpflichten, sondern der Umfang der 
geleisteten Dienste gewesen sei. Hieran 
knüpfe auch die konkrete Berechnung 
der Entschädigungshöhe an.  

Beachten Sie  |  Wie der Bundesfinanz-
hof den Fall in der Revision beurteilen 
wird, bleibt abzuwarten. In 2003 hatte 
er jedenfalls entschieden, dass Ent-
schädigungen, die ein Arbeitgeber für 
verfallene Urlaubstage leistet, steuer-
pflichtigen Arbeitslohn darstellen.

Quelle  |  FG Münster, Urteil vom 1.12.2015, Az. 
1 K 1387/15 E, Rev. BFH IX R 2/15, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 146206; BFH-Urteil vom 
21.2.2003, Az. VI R 74/00 
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Für Vermieter

Nachträglicher Abzug von Schuldzinsen:  
Lebensversicherung ist nicht vorzeitig zu verwerten 

|  Schuldzinsen, die nach der Veräußerung einer zuvor vermieteten Immobilie ge-
zahlt werden, können grundsätzlich weiter als nachträgliche Werbungskosten 
abgezogen werden, wenn und soweit die Verbindlichkeiten (Darlehen) durch den 
Veräußerungserlös nicht getilgt werden können. Wurde bei der Finanzierung eine 
Lebensversicherung zur Sicherheit an die Bank abgetreten, muss deren Rück-
kaufswert aber nicht zur Schuldentilgung eingesetzt werden. Mit dieser Entschei-
dung hat der Bundesfinanzhof der Handhabung der Verwaltung widersprochen.  |

Zum Veräußerungserlös zählt zwar 
grundsätzlich auch eine vereinnahmte 
Versicherungssumme aus einer Kapi-
tallebensversicherung, wenn diese in 
die Finanzierung der Anschaffungskos-
ten der Immobilie einbezogen und da-
mit wesentlicher Bestandteil der Darle-
hensvereinbarung geworden ist. Endet 
der Versicherungsvertrag im Zeitpunkt 
der Veräußerung – regulär durch Zeit-
ablauf oder durch (vorzeitige) Kündi-
gung –, dann muss der Steuerpflichtige 
die Versicherungsleistung auch zur Ab-
lösung des Darlehens verwenden. 

Aber: Der Grundsatz des Vorrangs der 
Schuldentilgung verpflichtet den Steu-
erpflichtigen nicht, die Beendigung des 
Versicherungsvertrags von sich aus 
herbeizuführen, wenn die Versicherung 
weiterhin die Rückführung des Darle-
hensrestbetrags absichert. Denn die 
vorzeitige Kündigung einer Kapitalle-
bensversicherung kann im Einzelfall 
mit zum Teil erheblichen Verlusten 

verbunden sein. Und ein dem Grunde 
nach wirtschaftlich unsinniges Verhal-
ten kann vom Steuerpflichtigen nicht 
erwartet werden, argumentierte der  
Bundesfinanzhof mit Weitblick.

MERKE  |  In diesem Zusammenhang 
ist auch auf eine weitere aktuelle Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs hin-
zuweisen. Danach stellen Beiträge für 
Risikolebensversicherungen selbst 
dann keine Werbungskosten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung dar, wenn sie der Absiche-
rung von Darlehen dienen, die zur Fi-
nanzierung des Mietobjekts abge-
schlossen wurden. Auch eine Auftei-
lung der Beiträge (private versus durch 
die Vermietung bedingte Veranlas-
sung) lehnte der Bundesfinanzhof im 
Streitfall ab. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. IX R 
40/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182816; 
BFH-Urteil vom 13.10.2015, Az. IX R 35/14, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 183318

Für Arbeitnehmer

Übernachtungskosten 
bei Fernfahrern  
können pauschal  
geschätzt werden

|  Im internationalen Fernverkehr nicht 
selbstständig tätige Fernfahrer, die die 
Möglichkeit haben, in der Schlafkabine 
der Lkws zu übernachten, können zur 
Abgeltung typischer Aufwendungen  
– wie z. B. der Benutzung von Duschen 
auf Raststätten – pauschal 5 EUR je 
Übernachtung als Werbungskosten 
geltend machen. Zu diesem Ergebnis 
kommt das Finanzgericht München.  |

Übernachtungskosten anlässlich einer 
Auswärtstätigkeit können grundsätz-
lich nur in tatsächlich angefallener Hö-
he als Werbungskosten abgesetzt wer-
den. Demgegenüber sind die Aufwen-
dungen zu schätzen, wenn Einzelnach-
weise nicht vorliegen, es jedoch fest-
steht, dass Übernachtungen tatsächlich 
stattgefunden haben. 

Bei einem im internationalen Fernver-
kehr tätigen Fernfahrer, der im Regel-
fall in der Schlafkabine des Lkws über-
nachtet, ist davon auszugehen, dass 
typischerweise bestimmte Kosten –  
z. B. für Dusche, Toilette, Reinigung der 
Schlafgelegenheit – entstehen. Diese 
Aufwendungen können nach Auffas-
sung des Finanzgerichts München im 
Streitjahr 2010 mit 5 EUR je Übernach-
tung geschätzt werden. 

PRAXISHINWEIS  |  Auch das Finanz-
gericht Schleswig-Holstein hält einen 
Betrag von (mindestens) 5 EUR für das 
Jahr 2007 für realistisch. Wegen der 
Kostensteigerungen dürfte inzwischen 
auch ein geringfügig höherer Betrag 
anzuerkennen sein. 

Wer sich hierauf allerdings nicht ver-
lassen möchte, der sollte zumindest 
für einen repräsentativen Zeitraum 
(beispielsweise von drei Monaten) Ein-
zelnachweise sammeln. Auch wenn 
dies nicht zwingend erforderlich ist, 
können hierdurch gegebenenfalls hö-
here Werbungskosten für Übernach-
tungsnebenkosten glaubhaft gemacht 
werden. 

Quelle  |  FG München, Urteil vom 2.9.2015, Az. 
7 K 2393/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
145934; FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
27.9.2012, Az. 5 K 99/12

Für GmbH-Geschäftsführer

Bürgschaftszahlungen als Werbungskosten

|  Der Bundesfinanzhof hat sich aktuell damit beschäftigt, in welchen Fällen Bürg-
schaftsverluste zugunsten eines in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft täti-
gen Arbeitgebers als Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständi-
ger Arbeit abzugsfähig sind.  |

Ist der Arbeitnehmer zugleich als Ge-
sellschafter beteiligt, spricht umso 
mehr für eine innere wirtschaftliche 
Verbindung zu den Einkünften aus Kapi-
talvermögen und damit für nachträgli-
che Anschaffungskosten der GmbH-Be-
teiligung, je höher die Beteiligung des 
Gesellschafter-Geschäftsführers ist.

Sofern der Arbeitnehmer in nur sehr 
geringem Umfang beteiligt ist, ist das 
ein Indiz dafür, dass die Bürgschafts-
übernahme durch das Arbeitsverhält-
nis veranlasst ist. Dies gilt erst recht, 
wenn der Arbeitnehmer an der Gesell-

schaft gar nicht beteiligt ist und durch 
die Bürgschaftsübernahme ausschließ-
lich versucht, seine Lohneinkünfte zu 
sichern und zu erhalten. 

Für eine Veranlassung durch das Ar-
beitsverhältnis spricht auch, wenn der 
Arbeitnehmer an seinem Arbeitgeber 
noch nicht gesellschaftsrechtlich be-
teiligt ist, aber eine solche Beteiligung 
anstrebt, oder wenn der Arbeitnehmer 
zwar nicht unmittelbar, aber mittelbar 
gesellschaftsrechtlich beteiligt ist. 
Quelle  |  BFH-Urteil vom 3.9.2015, Az. VI R 
58/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183462
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Für Unternehmer

Neue Grundsätze  
zur umsatzsteuerlichen 
Organschaft

|  In mehreren Entscheidungen hat der 
Bundesfinanzhof zu Zweifelsfragen im 
Zusammenhang mit der umsatzsteuer-
lichen Organschaft Stellung genom-
men und dabei einige neue Grundsätze 
aufgestellt. Entgegen der bisherigen 
Sichtweise ist nun auch eine Organ-
schaft mit Tochterpersonengesell-
schaften möglich.  |

Zum Hintergrund: Die umsatzsteuer-
rechtliche Organschaft führt zu einer 
Zusammenfassung mehrerer Unter-
nehmen zu einem Steuerpflichtigen. 
Leistungsbeziehungen zwischen diesen 
Unternehmen werden nicht mehr be-
steuert. Der Organträger ist Steuer-
schuldner auch für die Umsätze, die 
andere eingegliederte Organgesell-
schaften gegenüber Dritten ausführen.  

Die Einschränkung der Organschaft auf 
abhängige juristische Personen hält der 
Bundesfinanzhof zwar dem Grunde nach 
für sachlich gerechtfertigt, weil nur so 
einfach und rechtssicher über die Be-
herrschungsvoraussetzungen der Or-
ganschaft entschieden werden kann. 
Allerdings rechtfertigt dies nicht den 
Ausschluss von Tochterpersonenge-
sellschaften, an denen nur der Organ-
träger und andere von ihm finanziell be-
herrschte Gesellschaften beteiligt sind.

PRAXISHINWEIS  |  Durch die neue 
Sichtweise wird der Kreis der in die 
Organschaft einzubeziehenden Gesell-
schaften erweitert. Dabei ist zu beach-
ten, dass eine Organschaft kein Wahl-
recht darstellt, sondern bei Vorliegen 
der Voraussetzungen automatisch ent-
steht. Wie die Finanzverwaltung mit 
der neuen Sichtweise umgehen wird, 
bleibt vorerst abzuwarten.

In den weiteren Entscheidungen hat der 
Bundesfinanzhof u. a. zwei Grundsätze 
bestätigt. Danach ist eine Organschaft 
zwischen Schwestergesellschaften 
nicht möglich. Zudem lehnt der Bun-
desfinanzhof einen Nichtunternehmer 
als Organträger weiter ab. 

Quelle  |  BFH-Urteile vom 2.12.2015, Az. V R 
25/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 183313; Az. 
V R 15/14, Abruf-Nr. 183312; Az. V R 67/14, Abruf-
Nr. 183314; BFH-Urteil vom 3.12.2015, Az. V R 
36/13, Abruf-Nr. 183316

Für GmbH-Gesellschafter

Zinsen für Gesellschafterdarlehen: Ausschluss  
der Abgeltungsteuer nur bei unmittelbarer Beteiligung 

|  Gewährt ein Gesellschafter einer GmbH, an der er mit mindestens 10 % unmit-
telbar beteiligt ist, ein Darlehen, sind die Zinsen nicht mit dem Abgeltungsteuer-
satz von 25 % zu versteuern. Anzuwenden ist vielmehr der persönliche Steuersatz, 
der deutlich höher sein kann. Wird die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft al-
lerdings „nur“ mittelbar gehalten, ist die Abgeltungsteuer anzuwenden. So lautet 
ein Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz.  |

Demgegenüber differenziert die Finanz-
verwaltung nicht und bezieht auch mit-
telbare Beteiligungen in die Berechnung 
der 10%igen Beteiligungsgrenze ein. 
Die überwiegende Meinung in der Lite-
ratur sieht jedoch anders aus – und 
zwar aus folgendem Grund: Die mittel-
bare Beteiligung ist hier nicht explizit 
genannt, in der gleichen Norm (zu einer 
anderen Fallgestaltung) aber schon. 
Dies zeigt, dass die beiden Begriffe nicht 
bedeutungsgleich zu verwenden sind.

Beachten Sie  |  Das Finanzgericht hat 
sich der Literaturmeinung angeschlos-
sen. Da die Verwaltung Revision einge-
legt hat, können geeignete Fälle mit ei-
nem Einspruch offengehalten werden. 

PRAXISHINWEIS  | Die Beteiligungs-
grenze von 10 % ist nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs nicht verfassungs-
widrig. Damit gibt sich der in diesem 
Verfahren unterlegende (unmittelbar 
beteiligte) Gesellschafter aber nicht 
zufrieden. Er ist der Meinung, dass die 
Grenze willkürlich ist und hat Verfas-
sungsbeschwerde eingelegt. Ob diese 
allerdings erfolgreich sein wird, muss 
zumindest bezweifelt werden. 

Quelle  |  FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
24.6.2015, Az. 2 K 1036/13, Rev. BFH Az. VIII R 
27/15, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 146221; 
BMF-Schreiben vom 18.1.2016, Az. IV C 1 - S 
2252/08/10004:017, Tz. 137; BFH-Urteil vom  
29.4.2014, Az. VIII R 23/13, anhängig: BVerfG Az. 
2 BvR 2325/14

Für Arbeitnehmer

Feier aus beruflichem und privatem Anlass:  
Kosten können (teilweise) abziehbar sein

|  Eine Feier aus beruflichem und privatem Anlass kann zumindest teilweise als 
Werbungskosten abziehbar sein. Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs kann der 
als Werbungskosten abziehbare Betrag anhand der Herkunft der Gäste abgegrenzt 
werden, wenn die Einladung der Gäste aus dem beruflichen Umfeld (nahezu) aus-
schließlich beruflich veranlasst ist.  |

Wichtig ist, dass nicht nur ausgesuchte 
Gäste aus dem beruflichen Umfeld ein-
geladen werden, sondern die Einladun-
gen nach abstrakten berufsbezogenen 
Kriterien (z. B. Abteilungszugehörig-
keit) erfolgen. Das „Herauspicken“ ein-

zelner Kollegen führt dazu, dass die 
Kosten nicht abziehbar sind. Denn dann 
ist davon auszugehen, dass der private 
Anlass (Freundschaft) überwiegt. 

Quelle  |  BFH-Urteil vom 8.7.2015, Az. VI R 
46/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 180249 

Für alle Steuerpflichtigen

In Thüringen wird der Immobilienerwerb teurer

|  In Thüringen wird die Grunderwerbsteuer erhöht. Ab 2017 steigt der Steuersatz 
von derzeit 5 % auf dann 6,5 %.  |

Wer den Kauf einer Immobilie in Thü-
ringen plant, sollte diesen nach Mög-
lichkeit noch in 2016 durchführen, um 
Grunderwerbsteuer zu sparen. Beträgt 
der Kaufpreis für die Immobilie bei-
spielsweise 300.000 EUR, werden ab 

dem nächsten Jahr nämlich 4.500 EUR 
mehr Grunderwerbsteuer fällig.

Quelle  |  Erstes Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Gesetzes über die Bestimmung des 
Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer vom 
21.12.2015
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↘↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für Unternehmer

Investitionsabzugsbetrag kann aufgestockt werden  

|  Ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) kann in einem nachfolgenden Wirtschaftsjahr 
erhöht werden. Dies hatte der Bundesfinanzhof bereits in 2014 entschieden. Das 
Bundesfinanzministerium hat sich nun (endlich) dazu entschlossen, diese Recht-
sprechung allgemein anzuerkennen – allerdings nur unter Voraussetzungen.  |

Hintergrund

Für die künftige Anschaffung oder Her-
stellung von neuen oder gebrauchten 
abnutzbaren beweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens kann ein 
steuermindernder IAB beansprucht 
werden (Wahlrecht). Da der Gesetzge-
ber durch diese Steuerstundungsmög-
lichkeit insbesondere Investitionen von 
kleinen und mittleren Unternehmen er-
leichtern will, dürfen gewisse Größen-
merkmale nicht überschritten werden: 

•• Bilanzierende Gewerbetreibende/ 
Freiberufler: Betriebsvermögen 
von 235.000 EUR,

•• Einnahmen-Überschussrechner: 
Gewinn (ohne Berücksichtigung 
des IAB) von 100.000 EUR.

Aufstockung unter Voraussetzungen

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
kann ein IAB, der bereits in einem Vor-
jahr abgezogen wurde, ohne dabei die 
absolute Höchstgrenze von 200.000 EUR 
je Betrieb oder die relative Höchst-
grenze von 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten zu erreichen, in einem Folgejahr bis 
zum Erreichen der Höchstgrenzen auf-
gestockt werden. Diese Entscheidung 
wendet das Bundesfinanzministerium 
nun in allen noch offenen Fällen an. 

So viel zur guten Nachricht. Denn 
gleichzeitig hat die Verwaltung zur Auf-
stockung von IAB, die in vor dem 
1.1.2016 endenden Wirtschaftsjahren in 
Anspruch genommen worden sind, ei-
nige Konkretisierungen vorgenommen. 
Danach soll u. a. Folgendes gelten:

•• Die Aufstockung ist nur zulässig, 
wenn das Größenmerkmal sowohl 
am Schluss des jeweiligen Abzugs-
jahrs als auch am Ende des Wirt-
schaftsjahrs nicht überschritten 
wird, in dem die Erhöhung berück-
sichtigt werden soll. 

•• Im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung des Wirt-
schaftsguts ist eine Aufstockung 
ausgeschlossen.

•• Eine Erhöhung verlängert nicht den 
dreijährigen Investitionszeitraum.

Neue Rechtslage

Das Schreiben des Bundesfinanzminis-
teriums regelt nur die Aufstockung von 
IAB, die in vor dem 1.1.2016 endenden 
Wirtschaftsjahren in Anspruch genom-
men worden sind. Nach der neuen 
Rechtslage macht eine Aufstockung 
wenig Sinn, da dem IAB keine konkret 
bezeichnete Einzelinvestition mehr zu-
zuordnen ist.  

MERKE  |  Nach der bis 2015 geltenden 
Rechtslage war die Funktion des Wirt-
schaftsguts anzugeben. Für nach dem 
31.12.2015 endende Wirtschaftsjahre 
ist dies nicht mehr erforderlich. Denn 
nach der gesetzlichen Neuregelung ist 
„nur“ noch die Summe aller IAB nach 
amtlich vorgeschriebenen Datensätzen 
durch Datenfernübertragung an das Fi-
nanzamt zu übermitteln. 

Quelle  |  BMF-Schreiben vom 15.1.2016, Az. IV 
C 6 - S 2139-b/13/10001, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 146220; BFH-Urteil vom 12.11.2014, 
Az. X R 4/13

Für Arbeitnehmer

Ratgeber für Lohnsteuerzahler
|  Die obersten Finanzbehörden der Länder haben einen kleinen Ratgeber für 
Lohnsteuerzahler veröffentlicht, der wichtige Informationen und Tipps zur Lohn-
steuer 2016 enthält.  |

Der Ratgeber kann unter www.iww.de/
sl1769 heruntergeladen werden. 

Quelle  |  FinMin NRW „Lohnsteuer 2016 – 
Kleiner Ratgeber für Lohnsteuerzahler“

Für Vermieter

Abschreibungen:  
Kaufpreisaufteilung  
im Notarvertrag ist 
grundsätzlich maßgeblich

|  Soll ein bebautes Grundstück vermie-
tet werden, bemisst sich die Höhe der 
Abschreibungen nach dem auf das Ge-
bäude entfallenden Anteil am Gesamt-
kaufpreis. Der Aufteilungsmaßstab rich-
tet sich dabei grundsätzlich nach der 
Aufteilung der Vertragsparteien im 
Kaufvertrag. Etwas anderes gilt nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs dann, 
wenn die Aufteilung nur zum Schein ge-
troffen wurde oder ein steuerlicher Ge-
staltungsmissbrauch vorliegt, um die 
steuermindernde Abschreibung für das 
Gebäude in die Höhe zu treiben.  |

Weicht der Wert für den Grund und Bo-
den erheblich von den Bodenrichtwer-
ten ab, ist das nur ein Indiz dafür, dass 
die vertragliche Aufteilung gegebenen-
falls nicht die realen Werte wiedergibt. 
Kommt es zum Rechtsstreit, muss das 
Finanzgericht eine Gesamtwürdigung 
vornehmen und prüfen, ob die Abwei-
chung durch besondere Aspekte nach-
vollziehbar erscheint. Hierbei sind u. a.  
die Bauqualität und der Wohnwert des 
Gebäudes im Kontext der Nachbar-
schaft (Straßenlärm, soziale Einrich-
tungen etc.) zu berücksichtigen. 

Beachten Sie  |  Die von den Vertrags-
parteien vorgenommene Kaufpreisauf-
teilung ist zu korrigieren, wenn sie die 
realen Wertverhältnisse in grundsätz-
licher Weise verfehlt und wirtschaft-
lich nicht haltbar erscheint. Ist eine 
Korrektur notwendig, hat sie auf 
Grundlage der realen Verkehrswerte 
von Grund und Boden sowie Gebäude 
zu erfolgen.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 16.9.2015, Az. IX R 
12/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 182815


